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An die Kommission für Rechtsfragen des 
Nationalrats 
 
Per E-Mail: info.strafrecht@bj.admin.ch 
 
 
Bern, 15. Juli 2026 
 
 
 

Vernehmlassung neuer Straftatbestand Cybermobbing 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Mit Schreiben vom 27. Mai 2026 haben Sie unsere Konferenz eingeladen, an obgenannter 
Vernehmlassung teilzunehmen. Dafür danken wir Ihnen bestens.   
 
Aus Sicht der SSK besteht keine Notwendigkeit für eine neue Strafnorm. Und zwar aus folgenden 
Gründen: 
 

1. Genügende Abdeckung durch bereits heute existierende Normen 
Bei Cybermobbing spricht man von wiederholtem und über längerer Zeit andauerndem 
Demütigen, Bedrohen, Schikanieren oder Belästigen einer Person, um diese herabzusetzen oder 
auszugrenzen. Dabei sind sowohl analoge als auch digitale Handlungen erfasst. Als typische 
Handlungen werden genannt: Blossstellen, Demütigen, Erniedrigen, Einschüchtern, Belästigen, 
Ausgrenzen oder Machtmissbrauch.1 
 
Ausser der Weiterverbreitung peinlicher, verfälschter oder freizügiger Bild- oder Videoaufnahmen 
(sofern nicht Art. 179, 173 ff. oder 179quater Abs. 2 StGB zur Anwendung kommen) sind alle 
realistisch denkbaren Formen von Cybermobbing durch bereits heute existierende 
Strafrechtsnormen abgedeckt. Die Reaktionsmöglichkeiten auf solches Verhalten sind im 
Zivilrecht sowie im Strafrecht vorhanden: 
 

a. Zivilrecht 
Art. 28 Abs. 1 ZGB: Beseitigung oder Verhinderung der Persönlichkeitsverletzung, 
Schadenersatz, Genugtuung, Kontakt- oder Rayonverbot, elektronische Überwachung 
oder andere Massnahmen. Ein sehr rasches Eingreifen durch beispielsweise 
superprovisorische Verfügungen ist zivilrechtlich möglich. 

b. Strafrecht 
− Aktuelle Gesetzesbestimmungen, die den Begriff «Einschüchterung» abdecken sind: 

Drohung (Art. 180 StGB), Nötigung (Art. 181 StGB), Erpressung (Art. 156 StGB), 
Stalking (Art. 181b StGB), sowie Beschimpfung (Art. 177 StGB). 

− Aktuelle Gesetzesbestimmungen, die den Begriff «Belästigen» abdecken: 
Pornografie (Art. 197 StGB), Sexuelle Belästigung (Art. 198 StGB), Missbrauch einer 
Fernmeldeanlage (Art. 197septies StGB), Stalking (Art. 181b StGB), sowie 
Beschimpfung (Art. 177 StGB).  

  

 
1 Erläuternder Bericht der Rechtskommission des Nationalrats vom 8. Mai 2026, S. 9. 
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− Aktuelle Gesetzesbestimmungen, die den Begriff «Blossstellung» abdecken: Üble 
Nachrede (Art. 173 StGB), Verleumdung (Art. 174 StGB), Identitätsmissbrauch 
(Art. 179 decies StGB), Pornografie (Art. 197 StGB), Unbefugtes Weiterleiten von nicht 
öffentlichen sexuellen Inhalten (Art. 197a StGB), sowie Diskriminierung und Aufruf 
zu Hass (Art. 261 bis StGB). 

 
2. Vergleich mit Nachbarländern 

Österreich kennt zwar eine eigene Bestimmung. Diese geht inhaltlich jedoch nicht über das 
hinaus, was in der Schweiz über die verschiedenen aktuellen Bestimmungen abgedeckt ist. Der 
Mehrwert liegt in der symbolischen Bedeutung. Obwohl die Bedeutung der Strafnorm nach deren 
Einführung von der Praxis als erheblich eingestuft wurde und es viele Anzeigen gab (2017: 359), 
erfolgt in weniger als 5% der Fälle eine Verurteilung (2017: 16, 2024: 19).2 Deutschland und Italien 
kennen keine eigene Bestimmung. In Italien gibt es im Zivilrecht eine Definition von 
Cybermobbing. In Frankreich existiert ein Grundtatbestand des Mobbings. 
 

3. Heterogenität der Verhaltensweisen 
Die Schaffung eines neuen Tatbestands würde zu schwierigen juristischen Abgrenzungs- und 
Konkurrenzproblemen führen. Es stellt sich zudem die Frage, ob der Tatbestand systematisch 
überhaupt sinnvoll einzuordnen wäre, da diverse verschiedene Rechtsgüter betroffen sein 
können. Den Begriffen Demütigen, Schikanieren, Herabsetzen und Ausgrenzen fehlt es an den 
notwendigen Konturen, um den Anforderungen des Bestimmtheitsgebots zu genügen. 
 

4. Generalpräventive Wirkung 
Negative Generalprävention: Für potenziell Rechtsbrechende ist nicht relevant, ob etwas nach 
einer speziellen Bestimmung oder nach den allgemeinen (mehreren) Bestimmungen strafbar ist. 
Entscheidend ist, dass es strafbar ist. Im Vordergrund steht das Entdeckungsrisiko. 

 
5. Beweisschwierigkeiten 

Mit Blick auf die Beweisführung ist kaum Erleichterung zu erwarten, vor allem nicht im Bereich 
des Cybermobbings: Die wiederholten Einzelakte müssten z.B. im Einzelnen bewiesen sein.  
Zudem agiert die Täterschaft oft anonym und liegen bei Cybermobbing relevante Daten meist im 
Ausland. Datenerhebung über Rechtshilfe ist beschwerlich und oft gar nicht möglich 
(gegenseitige Strafbarkeit, siehe auch Ausführungen unter 2., faktische Unmöglichkeit, fehlende 
Rechtsgrundlagen). Auch dürfen Daten nur ausnahmsweise direkt im Ausland erhoben werden. 
Eine neue materielle Bestimmung würde nichts an diesem Manko ändern und könnte allenfalls 
falsche Erwartungen mit Blick auf einen möglichen Ermittlungserfolg wecken. 

 
6. Zu erwartendes inflationäres Anzeigeverhalten 

Mobbing existiert unzweifelhaft und ist ein Verhalten, das für die Betroffenen sehr einschneidend 
sein kann. Mobbing kann in jeder sozialen Umgebungsform, ob real oder virtuell, vorkommen. 
Man denke da an Vorgänge am Arbeitsplatz, in der Schule, in Sportvereinen, in Freizeitgruppen, 
eigentlich in allen analogen und virtuellen Begegnungen bzw. Ausdrucksformen. Die aktuelle 
strafrechtliche Ausgestaltung lässt zu, dass die sicher schweren Formen von Mobbing 
strafrechtlich erfasst werden können. Es kann aber nicht sein, dass jede Form von Mobbing (in 
der zitierten Unschärfe des Entwurfs) ein Thema fürs Strafrecht wird. Es wäre zu befürchten, dass 
die Strafverfolgungsbehörden mit Anzeigen wegen persönlich sozial nicht erwünschtem 
Verhalten geradezu geflutet würden.  
Der Verfolgungszwang in Art. 7 StPO würde dazu führen, dass die Strafverfolgungsbehörden zur 
Wahrheitsfindung in jedem Fall alle nach dem Stand der Wissenschaft und Forschung geeigneten 
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und rechtlich zulässigen Beweismittel einsetzen müssten (Art. 139 Abs. 1 StPO). Mit Blick auf die 
beschränkten Ressourcen könnte sich das nachteilig auswirken. 

 
Sollte das Parlament dennoch eine Strafnorm gegen Mobbing einführen wollen, muss es dies so tun, dass 
einerseits keine endlosen Auslegungskonflikte entstehen und andererseits nur die schwerwiegendsten 
und für die Betroffenen schädlichsten Fälle erfasst werden. Nicht nachvollziehbar wäre zum Beispiel, 
dass das Verhalten des Täters bei Stalking Art. 181b StGB geeignet sein muss, das Opfer in seiner 
Lebensgestaltungsfreiheit erheblich zu beschränken, während Mobbing lediglich voraussetzen würde, 
dass das Opfer herabgesetzt oder ausgegrenzt wird. Das ist etwas, das im Alltag häufig vorkommt, ohne 
zwangsläufig strafrechtlich relevant zu sein. Es wäre zudem sehr befremdlich und würde dem 
Subsidiaritätsprinzip des Strafrechts widersprechen, wenn die neue Norm dazu führen würde, dass 
angespannte Arbeitsverhältnisse systematisch vor den Strafrichter gelangen.  
 
Die Behebung obgenannter Mängel würde eine vollständige Überarbeitung der Norm voraussetzen. Wir 
würden uns dann erlauben, die Rechtskommission um eine erneute Anhörung der SSK zu bitten.  
 
 
Für die Berücksichtigung unserer Anliegen danken wir bestens. 
 
 
 

Freundliche Grüsse 

 
 
Christoph Ill, Präsident SSK 
Erster Staatsanwalt des Kantons St. Gallen 
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